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mern zu versehen. Außer dem Familiennamen sind der Vorna­
me, das Geburtsdatum, die Tätigkeit und, soweit Sicherheitsbe­
dürfnisse nicht entgegenstehen, die Beschäftigungsstelle anzu­
geben. Der Wahlvorschlag darf keine Änderungen enthalten; ge­
gebenenfalls ist ein neuer Wahlvorschlag zu fertigen und zu un­
terzeichnen.

(3) Jeder Wahlvorschlag der Beschäftigten muß nach § 19 
Abs. 4 und 5 des Gesetzes von mindestens einem Zwanzigstel der 
wahlberechtigten Beschäftigten, jedoch mindestens von drei 
wahlberechtigten Beschäftigten, unterzeichnet sein. Bruchteile 
eines Zwanzigstels werden auf ein volles Zwanzigstel aufgerun­
det. In jedem Falle genügen die Unterschriften von 50 wahlbe­
rechtigten Beschäftigten. Macht eine in der Dienststelle vertre­
tene Gewerkschaft einen Wahlvorschlag, so muß dieser von zwei 
in der Dienststelle beschäftigten Beauftragten, die einer der in 
der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft angehören, unter­
zeichnet sein. Hat der Wahlvorstand Zweifel, ob eine Beauftra­
gung durch eine in der Dienststelle vertretene Gewerkschaft tat­
sächlich vorliegt, kann er verlangen, daß die Gewerkschaft den 
Auftrag bestätigt; dies soll schriftlich erfolgen. Entsprechendes 
gilt bei Zweifeln, ob ein Beauftragter einer in der Dienststelle 
vertretenen Gewerkschaft als Mitglied angehört.

(4) Aus dem Wahlvorschlag der Beschäftigten soll zu ersehen 
sein, welcher Beschäftigte zur Vertretung des Vorschlages ge­
genüber dem Wahlvorstand und zur Entgegennahme von Erklä­
rungen und Entscheidungen des Wahlvorstandes berechtigt ist 
(Listenvertreter). Fehlt eine Angabe hierüber, gilt der Unter­
zeichner als berechtigt, der an erster Stelle steht. In den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 4 kann die Gewerkschaft einen der von ihr 
beauftragten Vorschlagsberechtigten oder einen anderen in der 
Dienststelle Beschäftigten, der Mitglied der Gewerkschaft ist, 
als Listenvertreter benennen.

(5) Der Wahlvorschlag soll mit einem Kennwort versehen wer­
den.

§ 8
Sonstige Erfordernisse

(1) Jeder Bewerber kann für die Wahl des Personalrates nur 
auf einem Wahlvorschlag vorgeschlagen werden.

(2) Dem Wahlvorschlag ist die schriftliche Zustimmung der in 
ihm aufgeführten Bewerber zur Aufnahme in den Wahlvor­
schlag beizufügen; die Zustimmung kann nicht widerrufen wer­
den.

(3) Jeder vorschlagsberechtigte Beschäftigte (§ 7 Abs. 3) kann 
seine Unterschrift zur Wahl des Personalrates rechtswirksam 
nur für einen Wahlvorschlag abgeben. Jede vorschlagsberech­
tigte Gewerkschaft kann durch ihre Beauftragten rechtswirk­
sam nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen lassen.

(4) Eine Verbindung von Wahlvorschlägen ist unzulässig.

§9
Behandlung der Wahlvorschläge durch den Wahlvorstand, 

ungültige Wahlvorschläge
(1) Der Wahlvorstand vermerkt auf den Wahlvorschlägen den 

Tag und die Uhrzeit des Eingangs. Im Falle des Absatzes 5 ist 
auch der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten Wahlvorschla­
ges zu vermerken.

(2) Wahlvorschläge, die ungültig sind, insbesondere,
weil die Bewerber nicht in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 
sind,
weil sie bei der Einreichung nicht die erforderliche Anzahl von 
Unterschriften aufweisen,
weil sie nicht fristgerecht eingereicht worden sind oder 
weil sie Änderungen enthalten (§ 7 Abs. 2 Satz 3), 
gibt der Wahlvorstand unverzüglich nach Eingang unter Angabe 
der Gründe zurück. Die Zurückziehung von Unterschriften nach 
Einreichung des Wahlvorschlages beeinträchtigt dessen Gültig­
keit nicht; Absatz4 bleibt unberührt.

(3) Der Wahlvorstand hat einen Bewerber, der mit seiner 
schriftlichen Zustimmung auf mehreren Wahlvorschlägen be­
nannt ist, aufzufordern, binnen drei Arbeitstagen zu erklären, 
auf welchem Wahlvorschlag er benannt bleiben will. Gibt der Be­
werber diese Erklärung nicht fristgerecht ab, so wird er von 
sämtlichen Wahlvorschlägen gestrichen.

(4) Der Wahlvorstand hat einen vorschlagsberechtigten Be­
schäftigten (§ 7 Abs. 3), der mehrere Wahlvorschläge unterzeich­

net hat, schriftlich gegen Empfangsbestätigung, erforderlichen­
falls durch eingeschriebenen Brief, aufzufordern, binnen drei 
Arbeitstagen seit dem Zugang der Aufforderung zu erklären, 
welche Unterschrift er aufrechterhält. Gibt der Beschäftigte die­
se Erklärung nicht fristgerecht ab, so zählt seine Unterschrift 
auf keinem Wahlvorschlag. Entsprechendes gilt für Wahlvor­
schläge der Gewerkschaften, die mit § 8 Abs. 3 Satz 2 nicht in Ein­
klang stehen.

(5) Wahlvorschläge, die
1. den Erfordernissen des § 7 Abs. 2 Satz 1 und 2 nicht entspre­

chen,
2. ohne die schriftliche Zustimmung der Bewerber eingereicht 

sind,
3. infolge von Streichungen gemäß Absatz 4 nicht mehr die er­

forderliche Anzahl von Unterschriften aufweisen, 
hat der Wahlvorstand gegen schriftliche Empfangsbestätigung, 
erforderlichenfalls durch eingeschriebenen Brief, mit der Auf­
forderung zurückzugeben, die Mängel binnen drei Arbeitstagen 
seit dem Zugang der Aufforderung zu beseitigen. Werden die 
Mängel nicht fristgerecht beseitigt, sind diese Wahlvorschläge 
ungültig.

§  1 0
Nachfrist für die Einreichung von Wahlvorschlägen

(1) Ist nach Ablauf der Fristen nach § 6 Abs. 2 und § 9 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 1 und 2 kein gültiger Wahlvorschlag eingegangen, so 
gibt der Wahlvorstand dies sofort durch Aushang an den glei­
chen Stellen, an denen das Wahlausschreiben ausgehängt ist, be­
kannt. Gleichzeitig fordert er zur Einreichung von Wahlvor­
schlägen innerhalb einer Nachfrist von sechs Arbeitstagen auf.

(2) Der Wahlvorstand weist in der Bekanntmachung darauf 
hin, daß der Personalrat nicht gewählt werden kann, wenn auch 
innerhalb der Nachfrist kein gültiger Wahlvorschlag eingeht.

(3) Gehen auch innerhalb der Nachfrist gültige Wahlvorschlä­
ge nicht ein, so gibt der Wahlvorstand sofort bekannt, daß die 
Wahl nicht stattfinden kann.

§ 1 1
Bezeichnung der Wahlvorschläge

(1) Nach Ablauf der Fristen nach §6 Abs. 2, §9 Abs. 5 und §10 
Abs. 1 ermittelt der Wahlvorstand durch das Los die Reihenfolge 
der Wahlvorschläge auf dem Stimmzettel. Finden Wahlen für 
Personalvertretungen mehrerer Stufen gleichzeitig statt, ist für 
Wahlvorschläge mit demselben Kennwort für die Wahlen auf al­
len Stufen die Losentscheidung auf der obersten Stufe maßge­
bend. Für Wahlvorschläge, die an der Losentscheidung auf der 
obersten Stufe nicht beteiligt sind, werden die folgenden Plätze 
auf dem Stimmzettel ausgelost. Die Listenvertreter (§ 7 Abs. 4) 
sind zu der Losentscheidung rechtzeitig einzuladen.

(2) Der Wahlvorstand bezeichnet die Wahlvorschläge mit den 
Familien- und Vornamen der in dem Wahlvorschlag an erster 
und zweiter Stelle benannten Bewerber. Bei Wahlvorschlägen, 
die mit einem Kennwort versehen sind, ist auch das Kennwort 
anzugeben.

§  1 2
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

(1) Unverzüglich nach Ablauf der Fristen nach §6 Abs. 2, §9 
Abs. 5 und § 10 Abs. 1, spätestens jedoch fünf Arbeitstage vor Be­
ginn der Stimmabgabe, gibt der Wahlvorstand die als gültig an­
erkannten Wahlvorschläge durch Aushang bis zum Abschluß 
der Stimmabgabe an den gleichen Stellen wie das Wahlaus­
schreiben bekannt. Die Stimmzettel sollen in diesem Zeitpunkt 
vorliegen.

(2) Die Namen der Unterzeichner der Wahlvorschläge werden 
nicht bekanntgemacht.

§13
Sitzungsniederschriften

Der Wahlvorstand fertigt über jede Sitzung, in der er einen Be­
schluß gefaßt hat, eine Niederschrift, die mindestens den Wort­
laut des Beschlusses enthält. Sie ist von sämtlichen Mitgliedern 
des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.


